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n STEPHAN GRIGAT
Während in der Protestbewegung ge-
gen die blau-braun-schwarze Bundes-
regierung in Österreich oder auch in
der  Staatsantifa  der  Bundesrepublik
Deutsch land  samt  ihres  au f -
ständisch-anständigen  Anhangs
manche Haider und seine deutschen
Kopieversuche  als  Antidemokraten
bekämpfen  und  mitunter  auch  den
Rassismus und Antisemitismus thema-
tisieren,  aber  beharrlich  über  Staat
und Kapital schweigen, wissen andere
zwar einiges über Kapital  und Staat
zu sagen, schweigen dafür aber umso
beharrlicher  über  die  deutsche  und
österreichische Volksgemeinschaft. In
den Beiträgen des vorliegenden Ban-
des wird — wenn auch mit sehr unter-
schiedlichen Gewichtungen — beides
thematisiert: Kapital und Staat als die
Voraussetzungen  jeder  Ausgrenzung,
Diskriminierung  und  Verfolgung,
sowie  d ie  Spez i f ik  der  öster -
reichischen  und  deutschen  Täterge-
meinschaft, ohne deren Berücksichti-
gung die Kritik an Staat und Kapital
zur Geschichtsentsorgung und Volks-
apologie im kommunistischen Gewand
gerät. Die Begriffe „Postfaschismus“,
„Postnazismus“  und  „demokratischer
Faschismus“ stehen bei der Kritik der

österreichischen  und  deutschen
Zustände nicht gerade auf der Tage-
sordnung.  Dennoch  handelt  es  sich
dabei  nicht  um völlig neue Begriffe.
Es stellt sich die Frage, wie solche Kat-
egorien bisher verwendet wurden und
in welchem Kontext sie entstanden. In
der BRD (in Österreich fanden solche
Diskussionen  kaum  statt)  verstand
man in der Nachkriegszeit unter Post-
faschismus in erster Linie personelle
Kontinuitäten, also die ungebrochene
Karriere  ehemaliger  Nazis  in  der
Demokratie,  kaum  jedoch  struk-
turelles Fortwesen. Um das Jahr 1968
herum kam es zu einigen Diskussio-
nen,  in  denen der  Begriff  des  Post-
faschismus etwas mehr an Konturen
gewann. Man denke etwa nur an ei-
nen der wohl am meisten gelesenen
Aufsätze  Theodor  W.  Adornos,  näm-
lich Was bedeutet:  Aufarbeitung der
Vergangenheit.  Dort  weist  Adorno
nachdrücklich darauf hin, daß er das
Nachleben des Nationalsozialismus in
der Demokratie als potentiell bedroh-
licher  erachte  als  das  Nachleben
faschistischer  Tendenzen  gegen  die
Demokratie. Er schreibt: „Der Nation-
alsozialismus lebt nach, und bis heute
wissen wir nicht, ob bloß als Gespenst
dessen, was so monströs war, daß es
am  eigenen  Tode  noch  nicht  starb,
oder ob es gar nicht erst zum Tode
kam;  ob  die  Bereitschaft  zum  Un-
säglichen fortwest  in  den Menschen
wie in den Verhältnissen, die sie umk-
lammern.“ Zu den frühen, auch heute
noch  relevanten  Auseinandersetzun-
gen mit Postfaschismus und Postnazis-

mus gehören auch einige Ausführun-
gen des Adorno-Schülers Hans-Jürgen
Krahl. Ebenfalls in diesem Zusammen-
hang zu erwähnen ist Johannes Agno-
li, der die Linke bereits in den 1960er
Jahren mit seinen Überlegungen zum
Verhältnis  von  Demokratie  und
Faschismus  konfrontiert  hat.  Große
Teile  der  Linken  in  den  deutsch-
sprachigen Ländern haben sich jedoch
in  den  1970er  und  1980er  Jahren
kaum für radikale Gesellschaftskritik,
sei es in der Adornoschen, sei es in
der  Agnolischen  Ausprägung  in-
teressiert, sondern sich lieber dem Na-
turromantizismus der Neuen Sozialen
Bewegungen  oder  den  autoritären
Plattheiten des Marxismus-Leninismus
gewidmet.

Aber  selbst  bei  Marxisten-Leninisten
und  bei  gemäßigten  Maoisten  kam
man  nicht  ganz  um  die  Diskussion
über  das  Nachwirken  des  National-
sozialismus herum, was seinen Nieder-
schlag vor allem in den Diskussionen
über eine mögliche Faschisierung der
bundesrepublikanischen  Gesellschaft
in den 1970er Jahren fand. Der Begriff
der Faschisierung war und ist aber im-
mer auch ein Gegenbegriff zu den Kat-
egorien Postfaschismus und Postnazis-
mus, da er zwangsläufig die Momente
des  Bruchs  von  1945  überbetonen
m u ß .  Ü b e r l e g u n g e n  z u r
Faschisierung,  denen  stets  eine
gewisse Distanz zur Kritischen Theo-
rie Max Horkheimers und Theodor W.
Adornos anzumerken war, fanden sich
vor allem im und im Umkreis des ver-
gleichsweise  einflußreichen  Kommu-
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nistischen Bundes, zeitweise auch im
linksakademischen  Bereich.  Andere
Texte,  in  denen  Postfaschismus  und
Postnazismus  jenseits  der  langwieri-
gen  Auseinandersetzungen  über  die
Faschisierungsthese thematisiert wur-
den, haben zur Zeit ihres Erscheinens
kaum  zu  Diskussionen  geführt.  Zu
erinnern wäre diesbezüglich beispiel-
sweise an Joachim Bruhns Ausführun-
gen zur Kritik des demokratischen An-
tifaschismus und zur  Sozialpsycholo-
gie des Postfaschismus, die zwar den
Ruf  der  Initiative  Sozialistisches
Forum  in  der  infantilen  Autonomen-
szene  der  1980er  Jahre  als  „Psy-
chosekte  mit  viel  Geld“  befördern
halfen, aber selbst in der theoretisch
interessierten Linken kaum für Irrita-
tionen gesorgt  haben.  Eine wichtige
Auseinandersetzung  über  die  post-
nazistische Demokratie fand nochmals
Anfang der 1990er Jahre im Zusam-
menhang  mit  der  auch  von  vielen
Linken  begrüßten  deutschen  Wied-
ervereinigung  statt.  Damals  ging  es
mit  Bezug auf  die  Faschisierungsde-
batten der 1970er Jahre um die Frage,
ob es im Zuge der Renationalisierung
z u  e i n e r  F a s c h i s i e r u n g  d e r
Demokratie  komme,  oder  aber  ob
diese  sogenannte  Faschisierung  im
Postfaschismus nicht schon längst voll-
zogen sei und man heute viel eher von
einer  Demokratisierung des  Faschis-
mus reden müßte. Diese Debatte ist in
den  letzten  Jahren  weitgehend
eingeschlafen.  Gerade  die  Entwick-
lung in Österreich mit dem Siegeszug
der Freiheitlichen Partei (FPÖ) bis zu
den Nationalratswahlen 1999 und der
postfaschistisch-  wie  postnazis-
tisch-demokratischen  Geschichte  seit
1945 einerseits und der in der BRD zu
beobachtenden Kampagnenpolitik, die
durch die rot-grüne Regierung forciert
wird  und  —  flankiert  durch  Äußerun-
gen  von  Figuren  wie  Stoiber  oder
Schill  — auf  einen selbstbestimmten
Autoritarismus  abzielt,  erfordert  es,
die Diskussion über Faschisierung der
Demokratie  oder  Demokratisierung
des  Faschismus  nochmals  aufzuneh-
men. Das Nach- und Fortleben des Na-
tionalsozialismus tritt am Beginn des
neuen Jahrtausends nicht mehr in der
gleichen  Weise  in  Erscheinung  wie
noch  in  den  fünfziger  und  1960er
Jahren. Allein schon der partielle, in
der  BRD  sehr  viel  deutlicher  und

konsequenter als in Österreich vollzo-
gene Wandel vom Beschweigen oder
Schönreden  der  NS-Vergangenheit
hin  zur  offensiven  Auseinanderset-
zung  mit  den  „eigenen“  Verbrechen
im Dienste und zum Wohle des gegen-
wärtigen  Souveräns,  macht  es
notwendig,  die  Transformation  der
postnazistischen  Demokratie  in  den
Blick  zu  rücken.  Der  Begriff  des
„demokratischen  Faschismus“,  den
der  Schriftsteller  Michael  Scharang
bereits  in  den  1980er  Jahren  noch
weitgehend  unbeeindruckt  vom  Auf-
stieg  der  FPÖ  verwendete,  versucht
das, was für das bürgerliche Bewußt-
sein  das  vollkommen  Unvereinbare
repräsentiert,  zusammenzudenken.
Gerade in Österreich hat der Begriff
zudem den Vorteil, daß er das Augen-
merk nicht nur auf die Nazi-Zeit, son-
dern auch auf den Austrofaschismus
und dessen Aktualität lenkt. Zugleich
beinhaltet er das Problem, daß der un-
abdingbare,  mal  explizite,  mal  impl-
izite Hauptbezugspunkt der deutschen
und österreichischen Politik, der Natio-
nalsozialismus, zugunsten des Faschis-
musbegriffs  verschwindet.  Schon
deswegen  wurde  für  den  Haupttitel
der  vorliegenden  Publikation  anstatt
der bisher geläufigeren Bezeichnung
„Postfaschismus“ der Begriff des Post-
nazismus  gewählt,  der  in  mehreren
Beiträgen,  in  denen auch der Frage
nachgegangen wird, inwiefern mit der
Rede  vom  „demokratischen  Faschis-
mus“  tatsächlich  etwas  Neues  ver-
sucht  wird  zu  fassen,  oder  ob  der
Faschismus und im Speziellen der Na-
tionalsozialismus  nicht  schon  immer
eine reichlich demokratische Schlag-
seite hatten, genauer ausgeführt wird.

Daß allein die Verwendung von Begrif-
fen wie Postfaschismus oder Postnazis-
mus  nicht  zwangsläufig  zu  einer
vernünftigen,  also  radikalen  Kritik
führt, haben bereits mehrere Autoren
vorgeführt.  Einige  in  der  Linken
glauben etwa, Postfaschismus als posi-
tiven Begriff setzen zu können. Chris-
toph  Spehr  beispielsweise  schreibt
davon, daß die „Erfahrung des über-
wundenen  Faschismus,  der  post-
faschistische  Konsens,  einen  unferti-
gen  Emanzipationsprozeß“  darstelle.
Dementsprechend  wird  dann  auch
eine „Radikalisierung des postfaschis-
tischen Konsenses“ gefordert. Das Pos-
itive  des  Postfaschismus  wäre  dem-

nach also  einfach,  daß er  immerhin
kein  Faschismus  ist.  Postfaschismus
wird hier als gelungene Ablösung vom
Faschismus  verstanden,  ähnlich  wie
bei  der  italienischen Alleanza Natio-
nale, die lange um die Titulierung als
„postfaschistische  Partei“  gerungen
hat. In die gleiche Richtung zielt der
Wiener Krisis-Redakteur Franz Schan-
dl. Auch für ihn bezeichnet der Begriff
des  Postfaschismus  lediglich  den
gelungenen  Ablösungsprozeß  vom
Faschismus  und  vom  traditionellen
Rechtsextremismus.  Deshalb  charak-
terisiert er die Freiheitlichen in Öster-
reich als „das erste gelungene post-
faschistische  Projekt  der  Rechten  in
Europa“ und verkennt damit in einem
sowohl  das  Wesen  der  postnazis-
tischen  Demokratie  als  auch  jene
einflußreichen  Strömungen  innerhalb
der FPÖ, die sich relativ offen auf den
Nationalsozialismus beziehen. Als Be-
griffe der Kritik zielen Postfaschismus
und Postnazismus gerade auf die modi-
fizierte Fortsetzung faschistischer und
nationalsozialistischer  Ideen  in  der
und durch die  Demokratie  und sind
als positive Kategorien nicht denkbar.
Sie  beabsichtigen  die  Denunziation
des  aktuellen  politischen  Souveräns
mittels des Hinweises, daß jeder Staat
au f  den  Er fahrungen  se ines
Vorgängers aufbaut: „Nichts von dem,
was  der  Souverän  je  tat  und  antat,
ging verloren...  Undenkbar wäre die
‚soziale  Marktwirtschaft‘  ohne  die
nazistische Vernichtungsgemeinschaft
...; unmöglich die Sozialpartnerschaft
von heute ohne die ‚Betriebsgemein-
schaft‘ des Faschismus; unvorstellbar
schließlich  die  gegen  Jugoslawien
angewandte Taktik, das ‚Recht auf na-
tionale Selbstbestimmung‘ zur Zersch-
lagung des  letzten  Systemfeindes  in
Anschlag  zu  bringen,  ohne  die
geschichtliche Erfahrung der Okkupa-
tion  etwa  des  Sudetenlandes.“  Daß
selbst noch der Postfaschismusbegriff
zur  Identifikation  mit  der  Nation
taugt,  hat  beispielsweise  die  Grazer
Philosophin Elisabeth List demonstri-
ert.  Sie  spricht  von der  postfaschis-
tischen  Politik  der  FPÖ,  nicht  etwa
von  der  postfaschistischen  öster-
reichischen Gesellschaft,  und fordert
alle Patrioten zum Kampf gegen diese
postfaschistische  FPÖ  auf.  „Nie-
mand“, schreibt sie allen Ernstes, „der
sein oder ihr Land liebt und bei Vers-
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tand  ist“,  könne  die  Politik  dieser
Partei  gutheißen.  Die  Beschäftigung
mit  Postfaschismus  findet  hier  statt
aus Sorge um die Nation.

Eine Sorge, um die es den Autoren die-
ses Bandes mit Sicherheit nicht geht,
die es aber auch anderen Demokratiei-
dealisten  wie  beispielsweise  Armin
Thurnher, dem Herausgeber der Wien-
er Wochenzeitung Falter, angetan hat,
für den Postfaschisten einfach „nichts
anderes als Demokraten mit zweifel-
haftem  Verständnis  des  Rechtss-
taates“ sind, gegen die man etwas tun
müsse,  um „Schaden  für  das  Land“
abzuwenden. In der BRD ist der Be-
griff  des  „Postfaschismus“  aus  öf-
fentlichen, nicht nur in der radikalen
Linken wahrnehmbaren Debatten weit-
gehend verschwunden. In Österreich
hat er kurzzeitig durch eine Interven-
tion von außen eine merkwürdige Re-
naissance  erlebt.  Die  Charak-
terisierung der FPÖ  durch Milos Ze-
man im Rahmen der Streitereien über
das  AKW Temelin  und  die  Sudeten-
deutschen  als  „post-faschistische
Partei“  löste  in  Österreich  einen
kollektiven  Proteststurm  aus.  Der
tschechische  Premierminister  wurde
Anfang des Jahres 2002 sowohl vom
Bundespräsidenten  als  auch  von  Al-
fred  Gusenbauer,  dem  Vorsitzenden
der Sozialdemokraten, scharf zurecht-
gewiesen. An diesen Reaktionen läßt
sich auch das Problematische von Ze-
mans Charakterisierung erkennen. So
wie in der BRD die rot-grüne Koalition
nach den Wahlen 2002 mit der Ernen-
nung  von  Wolfgang  Clement  zum
neuen „Superminister“ für Arbeit und
Wirtschaft  abermals  unter  Beweis
gestellt hat, daß es für das Anknüpfen
an der korporatistischen Tradition der
institutionellen  und  administrativen
Verwaltung  von  Arbeit  und  Kapital
keiner Koalition aus Nachfolgeorgani-
sationen  faschistischer  Bewegungen
wie der Österreichischen Volkspartei
und  der  FPÖ  bedarf,  verdeutlichen
diese Reaktionen nochmals,  daß das
Problem in Österreich nicht nur eine
postfaschistische oder postnazistische
Partei ist, sondern es sind ebenso wie
in der BRD die postfaschistischen ge-
sellschaftlichen  Strukturen  und  das
postnazistische  gesellschaftliche  Be-
wußtsein, das keineswegs nur bei den
Freiheitlichen,  deutschen  und  öster-
reichischen  Neonazis,  Edmund

Stoiber oder Ronald Schill  zu finden
ist.

Zur Erklärung dessen, warum das so
ist, möchten die Aufsätze dieses Buch-
es  einen  Beitrag  leisten.  Selbstver-
ständlich sind viele jener Entwicklun-
gen, die in der vorliegenden Publika-
tion beschrieben werden, auch in an-
deren  Ländern  als  Deutschland  und
Österreich zu beobachten.

Gerade  die  Wahlerfolge  rechtsex-
tremistischer und neo- oder altfaschis-
tischer Parteien in den Niederlanden,
der  Schweiz,  Norwegen,  Dänemark,
Belgien  oder  Frankreich  lassen  es
merkwürdig  anmuten,  die  Nachfol-
gegesellschaften des Nationalsozialis-
mus gesondert zu behandeln. Der per-
manente  Hinweis  gerade  deutscher
und österreichischer Autoren, an der
Entwicklung  in  Österreich  und  der
BRD sei doch gar nichts besonderes,
die anderen Demokratien hätten sch-
ließlich auch ihre Rassisten und Anti-
s emi ten ,  b l ende t  d i e  un te r -
schiedlichen historischen Ausgangsla-
gen bewußt aus. Die Entwicklungen in
zahlreichen,  durchaus  nicht  nur  eu-
ropäischen Gesellschaften, verweisen
zwar  darauf,  daß  sich  das  deutsche
Krisenlösungsmodell und die deutsche
Ideologie  zusehends  als  verallge-
meinerungsfähig erweisen. Genau da-
rauf  zielt  der  relativierende Einwurf
der  Warner  vor  einem  neuen  „eu-
ropäischen  Rechtspopulismus“,  wie
der  Siegeszug  des  faschistischen
Ressentiments verharmlosend genan-
nt wird, aber gerade nicht. Gegen die
etablierte  Rechtspopulismus-
forschung,  die  zur  Verwohlfeilerung
der  Demokratie  und  zur  Normal-
isierung  der  postnazistischen  Ge-
sellschaften angetreten ist, bleibt da-
rauf  zu  beharren,  daß  ähnliche  En-
twicklungen schon auf Grund der un-
terschiedlichen  historischen  Bezüge
nicht die gleiche Bedeutung haben. In
Deutschland  ist  der  Nationalsozialis-
mus als massenhaft legitimierte Volks-
bewegung  an  die  Macht  gekommen
und die deutsch-österreichische Volks-
gemeinschaft  hat  gerade im zur Tat
schreitenden  Antisemitismus  zu  sich
gefunden. In den Niederlanden hinge-
gen hat die Bevölkerung einen Gener-
alstreik zum Schutz der holländischen
Juden  organisiert  und  in  Dänemark
fanden groß angelegte Fluchthilfeak-

tionen  statt.  Auch  wenn  die  Aufhe-
bung  des  Widerspruchs  von  Kapital
und Arbeit in der Volksgemeinschaft
und die Verlängerung eines wertverw-
ertungsimmanenten  antikapitalis-
tischen  Ressentiments  zum  Massen-
mord  an  Juden  und  Jüdinnen,  an
einem zugleich abstrakten und biolo-
gisch  konkretisierten  inneren  wie
äußeren Feind, allen bürgerlich-kapi-
talistischen  Gesellschaften  als
Möglichkeit innewohnt — in Deutsch-
land ist sie Realität geworden. Nation-
alismus bedeutet immer ideologische
Affirmation  von  Kapitalproduktivität
und Staatsloyalität. Der deutsche Na-
tionalismus, dessen ideologischer Ge-
halt  sich  heute  nicht  nur  unter  der
Fahne  der  Bundesrepublik  breit
macht, impliziert zudem aber Vernich-
tung von Menschen um der Vernich-
tung willen: die in Auschwitz und an-
derswo praktizierte Übersetzung der
irrationalen,  nahezu  pathologischen
Rationalität  fetischisierter  kapitalis-
tischer Warenproduktion und staatlich-
er Herrschaft in ebenso industriell wie
handwerklich  betriebenen  und
bürokratisch geplanten Massenmord,
der  Ausdruck  des  nicht  verwirklich-
baren  Wunsches  ist,  die  abstrakte
Seite  des  Kapitalverhältnisses
abzuschaffen, um das Kapitalverhält-
nis als solches zu retten. Bis auf den
Beitrag „Österreichische Normalität“.

Bei  Postfaschismus,  Postnazismus
und der Aufstieg der Freiheitlichen
Partei  Österreichs  unter  Jörg
Haider handelt es sich bei den Auf-
sätzen  um Referate,  die  auf  dem
Kongreß „Vom Postfaschismus zum
demokratischen  Faschismus“  im
April  2001 in Wien gehalten wur-
den.

Der Kongreß wurde von der Basis-
gruppe Politikwissenschaft und jen-
em Teil des Kritischen Kreises or-
ganisiert, der sich mittlerweile Café
Critique nennt. Bei der Konzeption
des Kongresses wie auch des Buch-
es  ging  es  nicht  darum,  dem
üblichen  pluralistischen  Mein-
ungsaustausch ein weiteres Podium
zu bieten. Das Anliegen war nicht,
eine  möglichst  große  Vielfalt  von
Standpunkten zu versammeln oder
diverse mehr oder weniger interes-
sante  „Ansätze“  zu  präsentieren,
sondern Personen zu Wort kommen
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zu lassen, die in ihrer Kritik mit Be-
griffen  wie  Postfaschismus  oder
Postnazismus explizit oder implizit
operieren  und eine  bestimmte  in-
haltliche Ausrichtung dieser Kritik
verfolgen.  Dennoch  entstammen
die Autoren keineswegs einem ein-
heitlichen  Spektrum,  was  nicht
zuletzt  in  den  unterschiedlichen
Akzentsetzungen  der  Beiträge  zu

merken ist. (...)

Stephan  Grigat:  Politikwissen-
schaftler und Publizist, Mitbegrün-
der und wissenschaftlicher Direktor
der  Kampagne  Stop  the  Bomb  in
Österreich, Mitglied von Café Cri-
tique. Von Juni 1999 bis September
2001, im November 2002 und von

Oktober 2003 bis März 2004 Redak-
tionsmitglied,  von  Juni  1999  bis
September 2000 sowie von Oktober
2003 bis Juni 2004 koordinierender
Redakteur von Context XXI.

Lizenz dieses Beitrags
Copyright
© Copyright liegt beim Autor / bei
der Autorin des Artikels

https://contextxxi.org/_stephan-grigat-27_.html

